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Entschließungsantrag 
 
 
der Fraktion der SPD  
 
 
Hochschulen nicht stärker steuern, sondern stärker machen 
 
 
zu „Gesetz betreffend die Stärkung der Hochschullandschaft (Hochschulstärkungsge-
setz)“ 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 18/16798 
Beschlussempfehlung des Wissenschaftsausschusses 
Drucksache 18/19909 
 
 
 
I. Ausgangslage 
 
Die Hochschulen in Nordrhein-Westfalen sind Orte wissenschaftlicher Exzellenz, gesellschaft-
licher Innovation, demokratischer Debatte und des Bildungsaufstiegs. Wissenschaft lebt von 
Freiheit, kritischem Austausch und der Bereitschaft, bestehende Erkenntnisse immer wieder 
zu hinterfragen. Dafür braucht sie verlässliche rechtliche Rahmenbedingungen, gute Arbeits-
bedingungen und eine Hochschulkultur, die von Respekt, Transparenz und gegenseitigem 
Vertrauen geprägt ist. Wissenschaftliche Redlichkeit und persönliche Integrität sind unver-
zichtbare Grundlagen eines leistungsfähigen Wissenschaftssystems. 
 
Die in den vergangenen Jahren bekannt gewordenen Fälle von Machtmissbrauch an Hoch-
schulen haben zugleich deutlich gemacht, dass wissenschaftliche Exzellenz allein keinen aus-
reichenden Schutz vor Grenzüberschreitungen bietet. Betroffen sind insbesondere Studie-
rende sowie Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in frühen Karrierephasen, deren wis-
senschaftliche und berufliche Entwicklung häufig von einzelnen Professorinnen und Professo-
ren oder anderen Vorgesetzten abhängt. Promotions- und Habilitationsverfahren, befristete 
Beschäftigungsverhältnisse, die Vergabe von Lehrdeputaten oder Drittmitteln sowie Entschei-
dungen über wissenschaftliche Veröffentlichungen und Qualifizierungsschritte schaffen viel-
fach erhebliche Abhängigkeitsverhältnisse. Wo Macht konzentriert ist, besteht ein erhöhtes 
Risiko für Machtmissbrauch. 
 
Mit der Einführung des neuen Teils 10 „Sicherheit und Redlichkeit in der Hochschule“ schafft 
der Gesetzentwurf erstmals einen eigenständigen gesetzlichen Rahmen, um wissenschaftli-
ches Fehlverhalten und Machtmissbrauch hochschulrechtlich aufzuarbeiten und zu sanktio-
nieren. Der Landtag begrüßt, dass die Landesregierung damit auf eine seit Jahren bestehende 
Regelungslücke reagiert und den Versuch unternimmt, Hochschulen zusätzliche Instrumente 
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zum Schutz der Betroffenen sowie zur Sicherung wissenschaftlicher Integrität zur Verfügung 
zu stellen. 
 
Der wirksame Schutz vor Machtmissbrauch erschöpft sich jedoch nicht in der Schaffung von 
Verfahren und Sanktionsmöglichkeiten. Sanktionen setzen regelmäßig erst dann ein, wenn 
Macht bereits missbraucht worden ist. Eine nachhaltige Hochschulpolitik muss deshalb auch 
die strukturellen Bedingungen in den Blick nehmen, unter denen Macht entsteht und Macht-
missbrauch entstehen kann. Neben einer wirksamen Reaktion auf Fehlverhalten, die syste-
matisch außerhalb der jeweiligen Einheit untersucht, aufgedeckt und behoben werden sollte, 
braucht es deshalb eine Politik der strukturellen Prävention. Sie zielt darauf ab, Machtasym-
metrien abzubauen, wissenschaftliche Unabhängigkeit zu stärken und Rahmenbedingungen 
zu schaffen, in denen Machtmissbrauch gar nicht erst entstehen kann. 
 
Diese Erkenntnis findet inzwischen breite Unterstützung innerhalb der Wissenschaft selbst. 
Die Mitgliedergruppe Universitäten der Hochschulrektorenkonferenz und die Junge Akademie 
haben 2024 gemeinsame Leitlinien für unbefristete Stellen an Universitäten neben der Profes-
sur beschlossen. Zusätzliche Personalkategorien wie Lecturer, Researcher oder Academic 
Manager können wissenschaftliche Daueraufgaben absichern, Karrierewege planbarer ma-
chen und persönliche Abhängigkeiten von einzelnen Professuren verringern. Damit leisten sie 
einen wichtigen Beitrag zur strukturellen Prävention von Machtmissbrauch. Gerade hier besitzt 
der Landesgesetzgeber mit dem Hochschulgesetz die Möglichkeit, die Rahmenbedingungen 
für eine moderne Personalstruktur und mehr wissenschaftliche Unabhängigkeit zu schaffen. 
 
Der Gesetzentwurf nutzt diese Möglichkeit jedoch nicht. Während er die hochschulrechtliche 
Reaktion auf Machtmissbrauch stärkt, bleibt die strukturelle Prävention weitgehend unberück-
sichtigt. Vorschläge für verlässlichere Karrierewege, zusätzliche Personalkategorien oder den 
Abbau institutioneller Machtasymmetrien enthält der Entwurf nicht. 
 
Über den neuen Teil 10 hinaus bleibt der Gesetzentwurf auch in weiteren Bereichen hinter 
seinem Anspruch zurück, die Hochschulen des Landes tatsächlich zu stärken. Zwar enthält er 
einzelne sinnvolle Regelungen, etwa zur stärkeren Beteiligung der Statusgruppen in den 
Hochschulgremien. Insgesamt setzt er jedoch die falschen Schwerpunkte. 
 
An vielen Stellen verfolgt der Gesetzentwurf den Ansatz einer immer kleinteiligeren gesetzli-
chen Steuerung. Zusätzliche Detailregelungen und erweiterte Eingriffsmöglichkeiten des Mi-
nisteriums stehen einem Leitbild gegenüber, die den Hochschulen mehr Vertrauen entgegen-
bringen und ihre Eigenverantwortung stärken sollte. An vielen Stellen werden neue Detailre-
gelungen geschaffen, zusätzliche Berichtspflichten eingeführt oder bestehende Steuerungs-
möglichkeiten des Ministeriums erweitert. Eine solche kleinteilige gesetzliche Steuerung stärkt 
die Hochschulen nicht. Sie bindet personelle Ressourcen, erhöht den Verwaltungsaufwand 
und schränkt die Eigenverantwortung der Hochschulen ein, ohne einen entsprechenden Mehr-
wert für Forschung, Lehre oder Studium erkennen zu lassen. Leistungsfähige Hochschulen 
benötigen klare gesetzliche Leitplanken, aber keine fortlaufende gesetzliche Detailsteuerung. 
 
Das gilt insbesondere für die vom Ministerium geplanten verbindlichen strategischen Ziele. 
Entwicklung gelingt nur, wenn sie gemeinsam mit den Hochschulen gestaltet wird. Eine Hoch-
schulpolitik, die auf Partnerschaft setzt, muss den Hochschulen eigene Entwicklungsspiel-
räume eröffnen, anstatt ihre strategische Ausrichtung zunehmend staatlich vorzugeben. 
 
Gleichzeitig bleiben wichtige Impulse aus, die Studierende und Beschäftigte im Hochschulall-
tag unmittelbar entlasten und die Attraktivität des Wissenschaftsstandortes Nordrhein-Westfa-
len nachhaltig stärken könnten. So verzichtet der Gesetzentwurf auf eine verbindliche Zivil-
klausel als Ausdruck der gesellschaftlichen Verantwortung der Hochschulen. Ebenso schafft 
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er keine verbesserten Rahmenbedingungen für die Mitwirkung von Studierenden und Lehrbe-
auftragten in den Hochschulräten, obwohl gerade ihre Perspektiven für die strategische Ent-
wicklung der Hochschulen von besonderer Bedeutung sind. 
 
Ein Hochschulstärkungsgesetz sollte Hochschulen nicht in erster Linie stärker steuern, son-
dern sie stärker machen: Durch Vertrauen in ihre Eigenverantwortung, durch gute Rahmenbe-
dingungen für das Studium, Freiheit von Forschung und Lehre sowie durch eine Hochschul-
politik, die sich auf das Wesentliche konzentriert. Ein starkes Hochschulgesetz verbindet inso-
weit wirksame Instrumente gegen Machtmissbrauch mit einer Politik der strukturellen Präven-
tion, stärkt die Verantwortung der Hochschulen und verbessert die Rahmenbedingungen für 
gute Wissenschaft. Nur dieses Zusammenspiel wird dem Anspruch gerecht, die Hochschul-
landschaft in Nordrhein-Westfalen nachhaltig zu stärken. Und genau das liefert der vorlie-
gende Gesetzentwurf nicht. Dieses sogenannte Hochschulstärkungsgesetz stärkt aber einzig 
und allein die Steuerung.  
 
II. Der Landtag stellt fest: 
 

• Wissenschaftliche Freiheit und Redlichkeit sowie persönliche Integrität sind unverzicht-
bare Voraussetzungen für exzellente Forschung, gute Lehre und das Vertrauen in die 
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen. 

• Mit der Einführung des neuen Teils 10 „Sicherheit und Redlichkeit in der Hochschule“ 
gelingt dem Hochschulstärkungsgesetz der Einstieg in wichtige hochschulrechtliche In-
strumente, um wissenschaftliches Fehlverhalten und Machtmissbrauch wirksamer auf-
zuarbeiten und zu sanktionieren.  

• Machtmissbrauch entsteht jedoch nicht allein durch individuelles Fehlverhalten. Er wird 
durch strukturelle Machtasymmetrien begünstigt und kann deshalb nur nachhaltig be-
kämpft werden, wenn neben der Sanktionierung auch die strukturelle Dimension ange-
gangen wird. 

• Die Weiterentwicklung der Personalstruktur an den Hochschulen ist kein arbeitsmarkt-
politisches Nebenthema, sondern ein hochschulpolitisches Instrument zur Prävention 
von Machtmissbrauch. Zusätzliche wissenschaftliche Personalkategorien neben der 
Professur, transparente Karrierewege und verlässliche Beschäftigungsperspektiven 
stärken wissenschaftliche Unabhängigkeit und tragen dazu bei, institutionelle Abhängig-
keiten abzubauen. 

• Die Leitlinien der Hochschulrektorenkonferenz und der Jungen Akademie für unbefris-
tete Stellen an Universitäten neben der Professur bieten eine geeignete Grundlage, um 
die Personalstruktur an den Hochschulen in Nordrhein-Westfalen zukunftsfest weiterzu-
entwickeln und strukturelle Prävention dauerhaft im Hochschulsystem zu verankern. 

• Das Hochschulstärkungsgesetz setzt seinen Schwerpunkt auf die Sanktionierung von 
Machtmissbrauch, ohne dessen strukturelle Ursachen in den Blick zu nehmen. Damit 
bleibt der Gesetzentwurf hinter seinem Anspruch zurück, die Hochschulen nachhaltig zu 
stärken. 

• Eine moderne Hochschulgesetzgebung schafft einen verlässlichen Rahmen und setzt 
auf eine vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen Land und Hochschulen. Sie gibt Ori-
entierung, wo gemeinsame Ziele erforderlich sind, lässt den Hochschulen zugleich aber 
ausreichend Spielräume, um auf unterschiedliche Herausforderungen vor Ort flexibel 
und wirksam reagieren zu können. 

• Die Stärkung der Hochschulen gelingt nicht durch zusätzliche Detailsteuerung. 
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III. Der Landtag fordert die Landesregierung dazu auf,  
 

• gemeinsam mit den Hochschulen, den Personalvertretungen, den Studierenden, den 
Gewerkschaften sowie weiteren Akteurinnen und Akteuren des Wissenschaftssystems 
eine Landesstrategie zur strukturellen Prävention von Machtmissbrauch an Hochschulen 
zu entwickeln; Ziel muss es sein, strukturelle Machtasymmetrien abzubauen, wissen-
schaftliche Unabhängigkeit zu stärken und Machtmissbrauch bereits im Vorfeld wirksam 
zu verhindern; 

• die Leitlinien der Hochschulrektorenkonferenz und der Jungen Akademie für unbefristete 
Stellen an Universitäten neben der Professur aufzugreifen und dem Landtag einen Ge-
setzentwurf vorzulegen, der zusätzliche wissenschaftliche Personalkategorien – bei-
spielsweise Lecturer, Researcher und Academic Manager – im Hochschulgesetz NRW 
verankert, wissenschaftliche Daueraufgaben dauerhaft absichert und planbare Karriere-
wege neben der Professur schafft; 

• gemeinsam mit den Hochschulen ein Konzept für eine zukunftsfähige Personalstruktur 
zu entwickeln; Dabei sind insbesondere wissenschaftliche Daueraufgaben dauerhaft 
wahrzunehmen, transparente Karrierewege zu schaffen und institutionelle Abhängigkei-
ten in Qualifizierungs- und Betreuungsverhältnissen schrittweise abzubauen; 

• die Vereinbarkeit von wissenschaftlicher Karriere, Familie und Pflege sowie die Chan-
cengleichheit in der akademischen Bildung als Bestandteile einer wirksamen strukturel-
len Prävention weiter zu stärken; 

• den Gesetzentwurf im weiteren Gesetzgebungsverfahren daraufhin zu überprüfen, an 
welchen Stellen gesetzliche Detailregelungen entbehrlich sind; 

• die Regelungen zu den verbindlichen strategischen Zielen so auszugestalten, dass stra-
tegische Entwicklungsziele im partnerschaftlichen Dialog zwischen Land und Hochschu-
len vereinbart werden und die Hochschulautonomie gewahrt bleibt; 

• die Regelungen zur Zivilklausel zu einer verbindlichen gesetzlichen Vorgabe weiterzu-
entwickeln;  

• gesetzliche Regelungen zu schaffen, die Hochschulratsmitgliedern eine angemessene 
Freistellung oder vergleichbare Rahmenbedingungen für die Wahrnehmung ihres Man-
dats ermöglichen, insbesondere wenn sie Studierende oder Lehrbeauftragte sind; 

• die Umsetzung des neuen Teils 10 des Hochschulgesetzes wissenschaftlich begleiten 
und seine Auswirkungen auf den Schutz vor Machtmissbrauch, die Hochschulpraxis so-
wie die Freiheit von Wissenschaft und Forschung evaluieren zu lassen; 

• dem Landtag spätestens fünf Jahre nach Inkrafttreten des Hochschulstärkungsgesetzes 
einen Evaluationsbericht vorzulegen; Dieser soll insbesondere darstellen, inwieweit die 
neuen Regelungen zum Schutz vor Machtmissbrauch beigetragen haben, welche Er-
kenntnisse zur Wirksamkeit struktureller Präventionsmaßnahmen vorliegen und ob wei-
terer gesetzgeberischer Handlungsbedarf besteht. 

 
 
 
Jochen Ott 
Ina Blumenthal 
Dr. Dennis Maelzer 
Dr. Bastian Hartmann 
 
und Fraktion 
 


